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Vorwort
Für die verhinderte Bundesfachbe​reichsleiterin Petra Gerstenkorn eröffnete Klaus Böhme, Bundesvorsitzender des Fachbereichs, die Fachtagung. Er zeichnete pointiert nach, wie in der Folge einer bei​spielslosen Denunziation der aktiven Ar​beitsmarktpolitik die damalige Arbeitsför​derung durch die Hartz-Gesetze abgelöst wurde. Dabei ging es nicht um einfache Korrekturen, es ging um eine grundsätzli​che Neuausrichtung der Arbeitsmarktpolitik. Einer ihrer Erfinder, der kurzweilige Leiter der Bundesagentur und über eine Dienst​wagenaffäre gestrauchelte Florian Gerster drückte die Ziele der neuen Politik so aus: „Aktivierende Maßnahmen beinhalten zwangsläufig die Abkehr von Versorgungs​mentalität, der Abbau negativer Arbeitsan​reize ist ohne Leistungseinschränkungen nicht möglich, und die Korrektur historisch gewachsener sozialer Besitzstände darf kein Tabu sein.“ 

In der Folge wurde die Arbeitslosenhilfe faktisch gestrichen. Die Bezieher des neuen ALG II sind einem zunehmenden Sanktionsmechanismus ausgeliefert. 2012 gab es mehr als 1,8 Millionen Sanktionen gegenüber ALG II Empfängern. Die Förde​rung der beruflichen Weiterbildung wurde drastisch reduziert. Von durchschnittlich etwa 340.000 TeilnehmerInnen in 2002 auf jetzt ca. 145.000 im Jahresdurchschnitt. 

„Was können Betriebsräte und Gewerk​schaften tun, um die Arbeitsbedingungen zu verbessern oder wenigstens weitere Ver​schlechterungen zu verhindern?“, diese Frage beschäftige uns nicht nur in dieser Tagung, so Böhme. Ein wesentlicher Eck​pfeiler der gewerkschaftlichen Arbeit sei in diesem Zusammenhang die Tarifpolitik. Und ein klarer Erfolg unserer Arbeit sei der Min​destlohn in der Branche, der zunächst bis Ende 2015 weiter gelte. 

Auf der anderen Seite müssen wir die politische Auseinandersetzung für eine grundlegende Änderung der Arbeitsmarkt​politik weiter vorantreiben. Ver.di hat da klare Vorstellungen. „Die Arbeitsmarktpoli​tik ist wieder auf die Förderung der Be​schäftigungsfähigkeit von Erwerbslosen ausrichten. Das beinhaltet insbesondere eine deutliche Ausweitung der Förderung der beruflichen Weiterbildung mit ab​schlussbezogenen Maßnahmen“, so Böhme. 

Im Anschluss erläuterte Prof. Rolf Do​bischat von der Universität Duisburg-Essen seine Ergebnisse einer neuen Studie über die Beschäftigungslage und Arbeitsbedin​gungen in der Weiterbildung. Dabei habe sich ein weiteres Mal gezeigt, dass es den Weiterbilder so nicht gäbe. In einer bunten Folie zeigte er die Bezeichnungen, die sich die Befragten in der Studie selber als Be​rufsbezeichnung gegeben haben. Mehr als 50 unterschiedliche Begriffe tauchen da auf. „Eine echte Professionalisierung im Bereich der Weiterbildung, die seit mehr als 30 Jahren gefordert wird, ist weiterhin nicht in Sicht“, so Dobischat. Prekäre Arbeitsver​hältnisse insbesondere im Bereich der Ho​norarkräfte seien weit verbreitet. Mehr als 60 Prozent der DozentInnen verfügen über ein Bruttoeinkommen von maximal 1.750 Euro im Monat. 

Norbert Köngeter, Leiter des Einkaufs von Arbeitsmarktdienstleistungen bei der BA, stellte die aktuellen Entwicklungen im Bereich der Beschaffung und Qualitätskon​trolle von Maßnahmen der aktiven Arbeits​marktpolitik dar. So seien etwa im letzten Jahr etwa 50 Prozent der erteilten Aufträge als sogenannte „gezogene Optionen“ ver​geben worden. Damit wolle man den Bil​dungsträger mehr Planungssicherheit ver​schaffen. Auch sei es nach der neuen Vergabeverordnung möglich, „die Organi​sation, die Qualifikation und die Erfahrung des bei der Durchführung des betreffenden Auftrags eingesetzten Personals“ mit bis zu 25 Prozent bei der Vergabe zu berücksichti​gen, wenn sie „erheblichen Einfluss auf die Qualität der Auftragsausführung haben können“. Abschließend stellte er fest: „Qua​lität von Arbeitsmarktdienstleistungen ist abhängig von der Leistung der Mitarbeite​rinnen und Mitarbeiter der Bildungsträger. Darauf gilt es zu achten.“
Peter Schulz-Oberschelp 
Netzwerk-Weiterbildung


Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Gäste! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich begrüße Sie herzlich zu unserer Fachtagung „10 Jahre Hartz-Gesetze: Was ist aus der beruflichen Weiterbildung geworden?“

10 Jahre Hartz-Gesetze haben die sozialpolitische Lage in unserem Land massiv verändert.  

Erinnern wir uns noch ‘mal kurz an das Frühjahr 2002:  Der Skandal um vermeintlich gefälschte Vermittlungsbilanzen der Bundesanstalt für Arbeit beförderte den mit viel Vorschuss-Lorbeer bedachten Modernisierer Florian Gerster kurzzeitig an die Spitze der Behörde. Er plädierte für eine aktivierende Arbeitsmarktpolitik. Die nach dem alten Arbeitsförderungsgesetz praktizierte Arbeitsmarktpolitik hätte „überwiegend sozialpolitische Ziele verfolgt“, so Gerster. 

„Arbeitsmarktferne Langzeitarbeitslose wurden zur Teilnahme an Maßnahmen veranlasst, deren Integrationsaussichten gering waren, die ihnen aber das Gefühl einer sinnstiftenden Tätigkeit vermitteln sollten“, so Gerster in seinem Buch „Arbeit ist für alle da“. Und weiter: „Die aktive Arbeitsmarktpolitik degenerierte zum sozialen Auffangbecken.“ Sein Konzept der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik sah anders aus: „Aktivierende Maßnahmen beinhalten zwangsläufig die Abkehr von einer Versorgungsmentalität. Der Abbau negativer Arbeitsanreize ist ohne Leistungseinschränkungen nicht möglich, und die Korrektur historisch gewachsener sozialer Besitzstände darf kein Tabu sein.“

Gerster selbst war es nicht vergönnt, seine Ideen in die Tat umzusetzen. Er stürzte im Januar 2004 über die Vergabe von nicht ausgeschriebenen Beraterverträgen und die Bestellung einer Flotte von 900 BMW- Dienstwagen für die Chefetage der Bundesanstalt – ohne den Verwaltungsrat zu informieren.

Damit kam dann die Blütezeit eines anderen „Modernisierers“:  Peter Hartz. Während der Rot-Grünen Koalition, die verbunden ist mit den Namen Schröder und Fischer,  wurde eine Kommission mit dem Namen „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ eingesetzt. Deren Vorschläge wurden schrittweise mit den sogenannten Hartz-Gesetzen umgesetzt. Diese Namensgebung geht auf den Vorsitzenden der Kommission, Peter Hartz, zurück. Wie es so kommen musste: Peter Hartz selber wurde 2007 wegen Untreue und Begünstigung zu einer hohen Geldstrafe verurteilt.

Im Bereich der beruflichen Weiterbildung hatte die Kommission nur sehr vage Vorschläge unterbreitet. Dazu gehört die Umstellung der Teilnahme an Maßnahmen auf den Bezug von „Bildungsgutscheinen“, die die Teilnehmer individuell einlösen können. Die folgenden Kürzungen und Streichungen bei den Maßnahmen hingegen sind keine Erfindung der Hartz-Kommission. Sie sind das Ergebnis eines monatelangen Geschachers im Vermittlungsausschuss zwischen der damaligen Bundesregierung und der Schwarz-Gelben Mehrheit im Bundesrat. 

Für die Bildungsträger hatten die Hartz-Gesetze verheerende Wirkungen. Durch die massiven Kürzungen der Mittel im Bereich der Arbeitsmarktpolitik wurden viele von ihnen ruiniert. Diejenigen, die ordentliche Tarife zahlten und fest angestelltes Personal beschäftigten, blieben häufig auf der Strecke. 
Dafür sind zwei Entwicklungen verantwortlich:
Im Bereich der Förderung der beruflichen Weiterbildung diente die Bewilligung einer Weiterbildungsmaßnahme jetzt nicht mehr dem Erhalt der „Beschäftigungsfähigkeit“, sondern der unmittelbaren Integration in den Arbeitsmarkt. Die Erwerbslosen wurden in vier Gruppen eingeteilt, die mit unterschiedlichen Arbeitsmarktinstrumenten bedacht wurden und werden. Die Gruppe derer, die nach dieser Neuausrichtung der Arbeitsmarktpolitik überhaupt noch für Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung in Betracht kamen, verkleinerte sich zusehends und beträchtlich. 


Im Jahresdurchschnitt der Jahre 2000 – 2002 waren ca. 340.000 Erwerbslose in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung. 2005 erreichte die Förderung mit durchschnittlich 115.000 TeilnehmerInnen ihren absoluten Tiefpunkt. Danach stieg die Zahl wieder leicht an. Gegenwärtig sind ca. 145.000 TeilnehmerInnen in Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung. Nichts deutet darauf hin, dass hier eine Trendwende eintritt, egal wie häufig und wie laut ein Fachkräftemangel beschworen wird. 

Bei anderen Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik wurde ein völlig neuer Weg eingeschlagen. Gesetzlich fixiert wurden immer mehr Maßnahmen im Jugendbereich und sonstige Maßnahmen nach den Regeln der VOL/A (Vergabe- und Vertragsordnung für Leitungen Teil A) öffentlich ausgeschrieben. Immer mehr Billiganbieter drängten auf den Markt für Arbeitsmarktdienstleistungen. Ein massiver Preisverfall war, - politisch gewollt -, die Folge. Galt es doch, die Ausgaben der aktiven Arbeitsmarktpolitik drastisch zu reduzieren.

Qualitätsaspekte, die in den Ausschreibungen berücksichtigt werden sollten, erwiesen sich zunehmend als inhaltsleere Versprechen. Am Ende entschied beim Zuschlag lediglich der Preis. Optimale Bedingungen für die TeilnehmerInnen und – erst recht - ordentliche Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten waren und sind – zum Leidwesen aller Betroffenen - untergeordnete, und damit zu vernachlässigende Gesichtspunkte.

Es kam, wie von den Initiatoren dieser neuen, aktivierenden Arbeitsmarktpolitik von Anfang an gewünscht: Erwerbslose wurden gezwungen,  fast jegliche Arbeit zu schlechten Bedingungen anzunehmen, wollten sie dem immer weiter ausufernden Sanktionsmechanismus der Arbeitsverwaltung entgehen. Allein 2012 gab es mehr als 1,8 Millionen Sanktionen gegenüber ALG II Empfängern.


Viele, viele Beschäftigte bei Bildungsträgern wurden entlassen, um danach als „billige HonorardozentInnen“ gerne wieder beschäftigt zu werden. Oder die Träger versuchten dem Preisdruck nachzugeben, indem sie die Gehälter absenkten. Kurzfristige Ausschreibungsrunden führten zu einer enormen Ausweitung von befristeten Arbeitsverhältnissen.

Alle diese Entwicklungen sind nicht vom Himmel gefallen. Sie waren gewollt von denjenigen, die diese Arbeitsmarktpolitik konzipiert und durchgesetzt haben. Aber sie kann und muss verändert werden, liebe Kolleginnen und Kollegen. Lasst uns gemeinsam dafür streiten!

Liebe Gäste, nun einige kurze Hinweise zum Ablauf der Veranstaltung:


Zunächst wird der Kollege Roland Kohsiek vom ver.di-Landesbezirk Hamburg über die aktuelle Förderpraxis der BA im Bereich der arbeitsmarktpolitischen Instrumente berichten.


Ich freue mich, Prof. Rolf Dobischat vom Institut für Berufs- und Weiterbildung der Universität Duisburg-Essen  begrüßen zu können. Er hat ein mehrjähriges Forschungsprojekt den Arbeitsbedingungen von Beschäftigten in der Weiterbildung gewidmet. Wir sind gespannt, welche Ergebnisse Kollege Dobischat uns heute präsentiert. 

Im Anschluss daran wird Herr Norbert Köngeter, Leiter Einkauf von Arbeitsmarktdienstleistungen bei der Bundesagentur für Arbeit, über aktuelle Entwicklungen im Bereich der Vergabepraxis und Vergabepolitik aus Sicht der Bundesagentur referieren. Sehr geehrter Herr Köngeter, vieler Dank für Ihr Kommen.

Vor der Mittagspause besteht die Möglichkeit, in vertiefenden Workshops mit den Referenten über die jeweiligen Themen zu diskutieren.

Nach dem Mittagessen wird Christian Stadali von „wortwerk weimar“ referieren, wie wir unsere Anliegen erfolgreich kommunizieren können. Danach gibt‘s ein zweites Angebot  vertiefender Arbeitsgruppen. 

Die Tagungsmoderation der heutigen Veranstaltung übernehmen der Kollege Hans-Jürgen Sattler, Bereichsleiter Weiterbildung im Fachbereich BiWiFo und Nicolas Hübner vom Weiterbildungszentrum der FU und des DGB in Berlin. Sie haben auch die Vorbereitung der Veranstaltung übernommen. Für Euer Engagement im Vorfeld dieser Veranstaltung herzlichen Dank.

Verehrte Gäste, liebe Kolleginnen und Kollegen!

10 Jahre Hartz-Gesetze machen eins deutlich: Es hat ein grundlegender Politikwechsel im Bereich der Arbeitsmarktpolitik stattgefunden. Im abgelaufenen Bundestagswahlkampf spielte das Thema keine besondere Rolle mehr. Die mit den Hartz-Gesetzen gewollten Änderungen sind in der Gesellschaft „angekommen“, so könnte man sagen. Und ohne einen grundlegenden Politikwechsel wird es einen wirklichen Umschwung in der Arbeitsmarktpolitik nicht geben. Eine Wechselstimmung jedoch war und ist gegenwärtig nicht zu erkennen. 

Was können wir in einer solchen Situation an Aktivitäten entwickeln und erfolgreich umsetzen, um die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten in der Weiterbildungsbranche zu verbessern? 

Ein wesentlicher Eckpfeiler gewerkschaftlicher Arbeit war und ist die Tarifpolitik. Die Forderung eines gesetzlichen Mindestlohns gehört zu den Erfolgen unserer gewerkschaftlichen Politik. Ohne sie wäre die Einführung eines Mindestlohns im Bereich der Arbeitsmarktdienstleistungen nicht durchsetzbar gewesen.

Seit dem Sommer 2012 gibt es ihn für die Pädagoginnen  und Pädagogen in der  SGB II und SGB III finanzierten Weiterbildung. Im Sommer 2013 wurde er verlängert bis Ende 2015. Welche Erfahrungen haben wir mit diesem branchenbezogenen Mindestlohn gemacht? Ist er ein Mittel, zumindest die gröbsten Auswüchse im Lohndumping in der Weiterbildung zu verhindern? Antworten auf diese Fragen fallen nicht einheitlich aus.

Auf der einen Seite kennen wir nicht wenige Fälle, in denen nach der Einführung des Mindestlohns tatsächlich höhere Entgelte gezahlt werden. Das trifft vor allem auf Bildungsträger im Osten zu. Im Westen hingegen fielen Gehaltssteigerungen geringer aus. Dennoch: Der Mindestlohn scheint sich zu einer echten Lohnuntergrenze in der Kalkulation der Bildungsträger und in den Lohnabrechnungen der Beschäftigten zu entwickeln.

Auf der anderen Seite mussten wir zur Kenntnis nehmen, welch ungeheurer Einfallsreichtum bei bestimmten Bildungsträgern vorhanden ist, um den gesetzlichen Mindestlohn zu unterlaufen. Da gibt es z. B. das Argument, der Mindestlohn gelte nur für geleistete Arbeit; im Falle der Lohnfortzahlung bei Feiertagen gelte er nicht. Da muss man erst einmal drauf kommen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Wenn jemand von solch einen Lohnklau betroffen ist, muss er gegen seinen Arbeitgeber vor Gericht ziehen. Doch wer macht das schon? 

Ein weiteres Problem ist zwischenzeitlich dazugekommen. Gerade Unternehmen unseres Tarifpartners versuchen inzwischen, in ihren Betrieben den Mindestlohn quasi als Standardentlohnung durchzusetzen. Sie kündigen, wie etwa das Berufsfortbildungswerk des DGB, die Tarifverträge, um bestehende Tarifvereinbarungen auf den Mindestlohn abzusenken. Hier ist harter Widerstand der Beschäftigten angesagt. 

Erschreckend auch der zunehmende Versuch einiger Bildungsträger, sich nach § 35 SGB III zertifizieren zu lassen und damit zu versuchen, aus dem Geltungsbereich des Mindestlohns zu verschwinden. Wir werden uns die weitere Entwicklung genau anschauen, um zu entscheiden, wie wir unsere tarifliche Arbeit in der Weiterbildung weiter entwickeln können und müssen.

Auf der anderen Seite müssen wir, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, die politische Auseinandersetzung für eine grundlegende Änderung der Arbeitsmarktpolitik weiter vorantreiben. Wir, ver.di, haben klare Vorstellungen, die wir an die Politik richten. 

Arbeitsmarktpolitik darf nicht auf Beschäftigung „zu jedem Preis“ setzen, sondern sollte berufliche Aufstiege fördern und langfristig planen und handeln. Das Arbeitsförderungsrecht muss einen Beitrag zur Vermeidung unterwertiger Beschäftigung leisten. In diesem Zusammenhang sollte flächendeckend, mit Blick auf die regionale Arbeitsmarktentwicklung eine Qualifizierungsberatung und -begleitung durch die BA aufgebaut werden. Örtlich bereits vorhandene Beratungsangebote sind zu berücksichtigen. Dabei ist in besonderer Weise auf die Bedürfnisse von kleinen und mittleren Unternehmen zu achten.


Arbeitsmarktpolitik muss weiter öffentliche Aufgabe bleiben. Die Arbeitsverwaltung darf nicht, auch nicht in Teilbereichen, privatisiert werden.

Eine Vermittlung in prekäre Arbeitsverhältnisse hat zu unterbleiben. Zumindest darf es keine Sanktionen geben, wenn das Eingehen solcher Arbeitsverhältnisse abgelehnt wird.

Die Arbeitsmarktpolitik ist wieder auf die Förderung der Beschäftigungsfähigkeit von Erwerbslosen ausrichten. Das beinhaltet insbesondere eine deutliche Ausweitung der Förderung der beruflichen Weiterbildung mit abschlussbezogenen Maßnahmen.

Bei der Vergabepolitik im Bereich der Arbeitsmarktdienstleistungen sind wir der Meinung, dass die bisherige Praxis gescheitert ist. Die jetzige Vergabepolitik erfordert eine Standardisierung von Produkten; Arbeitsmarktdienstleistungen müssen hingegen individuell zugeschnitten sein. Wir fordern daher statt des wettbewerblichen Verfahrens ein Leistungserbringungsverfahren einzuführen. Sollte das nicht erreicht werden, so sind zukünftige Ausschreibungen zumindest an klare sozialpolitische, tarifliche und qualitätsorientierte Kriterien zu binden.


Liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Forderungen zu erheben, ist eine Sache. Sie durchsetzen, ist eine andere. Lasst uns gemeinsam Überlegungen anstellen, wie wir unsere berechtigten Forderungen in die Öffentlichkeit tragen. Welche Aktivitäten bringen uns weiter bei der Durchsetzung von besseren Arbeitsbedingungen in der Weiterbildung. Lasst uns gemeinsam diskutieren und gemeinsam kämpfen, um erfolgreich gute Arbeitsmarktpolitik und gute Arbeit für die Beschäftigten zu erreichen!

Euch, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen und Ihnen, liebe Gäste wünsche ich eine anregende und spannende Fachtagung.

Danke für Ihre und Eure Aufmerksamkeit!

Petra Gerstenkorn (vorgetragen von Klaus Böhme),

„Mit einem starken Rückgang der Arbeitslosigkeit ist vorerst nicht mehr zu rechnen, strukturelle Probleme werden deutlicher. Um die Beschäftigungschancen zu erhöhen, sollte die Arbeitsmarktpolitik auf eine wirksame Qualifizierungsstrategie fokussiert werden und der steigenden Bedeutung des harten Kerns der Arbeitslosigkeit Rechnung zu tragen.“ 

IAB-Prognose 2013/2014: Arbeitslosigkeit sinkt trotz Beschäftigungsrekord nur wenig, IAB- Kurzbericht 18/2013, September 2013 


Aktive Arbeitsmarktpolitik 

Auch wenn es schon vorher unterstützende Maßnahmen für Erwerbslose gab, erst mit dem Arbeitsförderungsgesetz (AFG) 1969 wurde die sog. aktive Arbeitsmarktpolitik systematisch etabliert; aktive Arbeitsmarktpolitik als aktives Handeln gegenüber den passiven Lohnersatzleistungen, also Arbeitslosengeld. In den ersten Jahren lag noch der Schwerpunkt auf der Unterstützung der Aufstiegsfortbildung. Mit der steigenden Arbeitslosigkeit seit Beginn der 70er Jahre wurde die aktive Arbeitsmarktpolitik mit den beiden Achsen Qualifizierung und (Ersatz-) Beschäftigung zum zentralen Instrument ausgebaut. 

Mit dem stetigen Ausbau der Instrumente Qualifizierung und Beschäftigung (vor allem in Form von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen – ABM) wurden sowohl die negativen Folgen der steigenden Arbeitslosigkeit abgemildert als auch der industrielle Strukturwandel (Stichwort Kohle und Stahl) zu guten Teilen bewältigt. 

Bei zunächst noch stetig steigenden Förderzahlen bis Mitte der 80er Jahre entwickelte sich dann eine Förderpraxis, die durch Wechselspiel von Zuwächsen und Reduzierungen der Fördermittel geprägt war. Auf die Qualifizierungsoffensive 1985 folgte bereits zwei Jahre später das Zusammenstreichen der Fördermittel; dem Boom gerade in den neuen Bundesländern ab Oktober 1990 folgte im Frühjahr 1993 die Vollbremsung. 
Unsinnigerweise folgte diese so genannte Stop-and-Go-Politik direkt den konjunkturellen Auf- und Abschwüngen; dabei wäre eine sinnvolle Arbeitsmarktpolitik genau gegen den Konjunkturverlauf konzipiert worden. 


Hartz-Gesetze 

Begleitet von einer dramatischen Denunziation der aktiven Arbeitsmarktpolitik und der sie tragenden Institution wurde zunächst der Abschlussbericht der Hartz-Kommission vorgelegt und in den folgenden eineinhalb Jahren mit den Hartz-Gesetzen I bis IV mehr oder weniger umgesetzt. 

Für die Arbeitsmarktpolitik bedeuteten diese Gesetze und entsprechende Folgeveränderungen geradezu dramatische Veränderungen; für die aktive Arbeitsmarktpolitik die tiefste Krise seit ihrem Bestehen:

· Die Arbeitslosenhilfe wurde faktisch gestrichen; auf das Arbeitslosengeld 1 folgt der freie Fall auf Sozialhilfeniveau (jetzt Grundsicherung genannt). 

· Mit dem Prinzip Fordern und Fördern – das nie ausbalanciert war, sondern immer den Schwerpunkt auf das Fordern legte – war ein (neuer) Mechanismus zum Befeuern des entstehenden Niedriglohnsektors etabliert. 

· Die Bundesagentur wurde ‚auf den Kopf gestellt‘, sprich komplett umgebaut. Ein systematisches Controlling mit der zentralen Kennziffer der Vermittlung in Arbeit wurde durchgesetzt; die ‚Herrschaft der Zahlen‘ ersetzte weitgehend eine sozialpolitisch begründete Arbeitsmarktpolitik. 

· Mit der drastischen Reduzierung der Mittel für aktive Arbeitsmarktpolitik sank die Zahl der Förderplätze um ca. 50%, mit deutlichen regionalen Unterschieden: in Hamburg z.B. sank der Zahl der geförderten Erwerbslosen um über 80%.


Parallel dazu wurde mittels der bereits bestehenden, nun aber systematisch durchgesetzten Ausschreibungsverfahren ein dramatischer Preisdruck ausgeübt, der alle Träger zu Preisnachlässen zwang und zu Dumping auf breiter Linie führte. Ein Qualitätsverlust der Angebote war und ist die unvermeidliche Folge. 

Zusätzlich wurden die Maßnahmen inhaltlich verändert: Während ursprünglich eine Weiterbildung als Voraussetzung für einen anderen oder neuen Arbeitsplatz galt (Stichwort: abschlussbezogene Qualifizierungsmaßnahmen), galt jetzt als erstes und übergeordnetes Ziel die Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt und nur dann, wenn eine Qualifizierung zwingend notwendig war gab es möglicherweise den Zuschlag dafür. Weiterbildung wurde dem alleinigen Vermittlungsziel unter- bzw. nachgeordnet; die Qualität der Vermittlung, die Qualität des neuen Arbeitsplatzes, die Dauer des Verbleibs auf der Stelle – das alles spielte keine Rolle mehr. 


Aktuelle Situation 

Nach den Haushaltbeschlüssen 2010 der letzten Bundesregierung hat sich das Finanzvolumen für aktive Arbeitsmarktpolitik im Bereich SGB II bis 2013 praktisch halbiert; im SGB III Bereich gab es Kürzungen in einer vergleichbaren Größenordnung in Relation zur gesunkenen Zahl der Arbeitslosen im sog. Regelkreis SGB III. 

Die Anzahl der abschlussbezogenen Qualifizierungsmaßnahmen ist nur leicht gestiegen seit dem Tiefpunkt 2004/2005 und erreicht bei weitem nicht das Niveau von vor 10 Jahren. 

Die Anzahl der Plätze in Beschäftigungsmaßnahmen ist nach der falschen Umorientierung auf sog. Arbeitsgelegenheiten nach § 16 SGB II (Ein-Euro-Jobs) und einer vorübergehenden Ausweitung 2006 bis 2008 wiederum deutlich gesunken; Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen gibt es überhaupt nicht mehr (Streichung der gesetzlichen Grundlage); die Ein-Euro-Jobs machen nur einen geringen Anteil der verbliebenen Plätze aus. Arbeitsgelegenheiten in der Entgeltvariante laufen aus, Bürgerarbeit ist bis 2014 zeitlich begrenzt. 

Zugenommen haben eine mittlerweile unübersichtliche Anzahl von Trainings-, Orientierungs- und Unterstützungsmaßnahmen, die kaum Qualifizierungselemente aufweisen und die oftmals auch einen eher kontrollierenden bis sanktionierenden Charakter haben. 


Wie haben sich die Arbeitsbedingungen bei den Weiterbildungsträgern verändert? 

Folgende Aussagen beruhen auf der Auswertung eines Fragenkatalogs an die Betriebsräte vieler Weiterbildungsträger. 

1. Wie hat sich der Beschäftigungsstand zwischen 2003 und 2013 verändert? 

Mindestens 10.000 Arbeitsplätze sind in der Branche in den ersten Jahren der Hartz-Gesetze (zwischen 2003 und 2006) weggefallen, überwiegend durch Insolvenz oder anderweitig begründete Schließung von einzelnen Standorten oder Trägern. Möglicherweise liegt die Zahl der Arbeitsplatzverluste noch deutlich höher. 

Zwischen 2007 und 2010 war eine gewisse Stabilisierung der verbliebenen Beschäftigtenzahlen festzustellen. Seit 2011 hat aufgrund der Sparmaßnahmen der Bundesregierung vor allem im SGB-II-Bereich ein weiterer Personalabbau in der Größenordnung von 2000-3000 Stellen stattgefunden. 

Bei den am Markt verbliebenen Trägern sind unterschiedliche Entwicklungen festzustellen: Einige sind nach kräftigen zwischenzeitlichen Einbrüchen wieder gewachsen (z.B. die DAA von 1800 auf 2400 Beschäftigte), andere sind dagegen stark geschrumpft. Bei manchen gibt es auch innerhalb eines Konzern erhebliche Verschiebungen, z.B. im Grone-Konzern sind im tarifgebundenen „Mutterunternehmen“ Stiftung Grone-Schule von ursprünglich ca.180 Beschäftigten (2003) nur noch 4 übrig, dafür sind die Beschäftigtenzahlen in verschiedenen nicht tarifgebundenen Tochterunternehmen massiv gestiegen, z.B. im Grone-BZQI von 25 auf ca. 150 (Mitte 2013). Ähnliche Entwicklungen sind auch bei anderen Trägern festzustellen (Auslagerung von Beschäftigten aus dem tarifgebundenen Mutterunternehmen IB e.V. in die tariflose IB GmbH). 

Massiv geschrumpft ist vor allem die Zahl der Beschäftigten mit einem unbefristeten Arbeitsvertrag. Entsprechend zugenommen hat der Anteil befristeter Arbeitsverhältnisse. Der Anteil beträgt in einzelnen Betrieben bis zu 80% (z.B. bequa Flensburg) oder sogar über 90% (Grone-BZQI Hamburg). Der Durchschnitt liegt bei ca. 50% befristeter Verträge, wobei eine großer Teil der befristet Beschäftigten weit über 2 Jahre beim gleichen Träger beschäftigt sind, in Einzelfällen sogar über 10 Jahre (z.B. bei Grone-Thüringen). 

Die befristete Einstellung ist mittlerweile die absolute Regel, die unbefristete die extreme Ausnahme in der Branche. Entfristungen von Verträgen von langjährig Beschäftigten sind ebenfalls eine seltene Ausnahme. Da kaum einer der Betroffenen klagt, können die Arbeitgeber ungestört ihr gesetzeswidriges Verhalten fortsetzen. 

Das Ausmaß der Honorarbeschäftigung ist bei den Trägern sehr unterschiedlich und hängt stark von den durchgeführten Maßnahmen ab. Es schwankt zwischen sehr geringen Anteilen bei Trägern, die vor allem ausgeschriebene Maßnahmen für Jugendliche durchführen und hohen Anteilen bei den Bildungsgutschein-Maßnahmen (z.B. bei der DAA ca. 60% der geleisteten Unterrichtsstunden). 

2. Wie haben sich die Vergütungsbedingungen bei den Trägern verändert? 

Die Einstiegsgehälter für pädagogische Mitarbeiter lagen 2003 in der Regel zwischen 2600 und 3000 €. Einzelne Träger, z.B. bei der Oskar-Kämmer-Schule in Braunschweig, lagen allerdings schon damals weit darunter. Mittlerweile ist der Durchschnitt der Einstiegsgehälter auf 2200 bis 2300 € abgesunken. Teil weise lagen sie sogar darunter, sodass bei einzelnen Trägern es durch die Einführung des Mindestlohns 2012 Verbesserungen gegeben hat (z.B. Oskar-Kämmer, Grone-BZQI, IB-GmBH u.a.). 

Andere Träger, die deutlich besser gezahlt haben, versuchen dagegen ihr Gehaltsniveau in Richtung Mindestlohn abzusenken (z.B. das bfw des DGB durch Kündigung sämtlicher Tarifverträge). Entsprechendes gilt auch für die Honorarstundensätze. Lag 2003 der Regelsatz pro Unterrichtsstunde (45 Min.) noch bei 25 €, liegt er heute bis zu 50% niedriger (z.B. beim Grone-BZQI bei 16 € für 60 Minuten). 

3. Welche weiteren Veränderungen der Arbeitsbedingungen haben sich in den letzten 10 Jahren wesentlich auf die Qualität der Arbeit ausgewirkt? 

Ein zentraler Kritikpunkt ist massive Zunahme des Dokumentationsaufwands, der sich nicht nur extrem belastend auf die Beschäftigten auswirkt, sondern auch rein zeitmäßig zu Lasten einer intensiven Arbeit mit den Teilnehmenden geht. 

Hinzu kommt in vielen Betrieben der weitgehende oder sogar vollständige Wegfall von Vor- und Nachbereitungszeiten. Immer mehr Dozenten unterrichten 40 Stunden pro Woche. Häufig gibt es bei einer Präsenzpflicht von 40 Stunden auch keine Räumlichkeiten, die eine Vor- oder Nachbereitung „in Ruhe“ ermöglichen. Hinzu kommen Beantragungen neuer und Abschlussarbeiten vergangener Maßnahmen, die immer schon „nebenher“ erledigt werden müssen. 

Die extrem schwankende „Zuweisung“ bzw. Akquise von Maßnahmen auf Grund der absolut intransparenten Ausschreibungspraxis führt zu einem permanenten Auf- und Abbau von Bereichen und Standorten bei den Trägern. Erhebliche Investitionen sind notwendig, um neue Standorte einzurichten, die oft nach kurzer Zeit wieder geschlossen werden (Beispiele: Aufbau einer Schweißwerkstatt, die nach 4 Monaten wieder geschlossen wurde, Aufbau einer Großküche, die nach 2 Jahren wegen verlorener Ausschreibung wieder aufgegeben werden musste). Die betroffenen Mitarbeiter wandern häufig zu dem Träger ab, der aufgrund niedrigerer Preise die Maßnahme gewonnen hat. Die Löhne sinken entsprechend mit. Eine Chance auf ein reguläres auf Dauer angelegtes Beschäftigungsverhältnis besteht dabei nicht. 

Ein weiteres Problem ist die wachsende Heterogenität der Maßnahmen und Teilnehmergruppen (u.a. weil es immer mehr Mini-Gruppen gibt, die zu größeren Einheiten zusammengefasst werden müssen, weil sonst wegen der Personalschlüssel der BA die Betreuung nicht gewährleistet werden kann). Außerdem sind in vielen Fällen die Problemlagen der Teilnehmer komplizierter geworden (insbesondere wegen der Zunahme psychischer Beeinträchtigungen). 

Die Folgen sind u.a. eine starke Arbeitsverdichtung, ein Absenken der Qualitätsansprüche an die Arbeit, da man nicht allen Teilnehmergruppen gerecht werden kann. Festgestellt werden weiter eine starke Zunahme von Langzeiterkrankungen (z.B. Burn-Out-Syndrom) bei den Beschäftigten sowie eine verstärkte Fluktuation. 

Alle geschilderten Entwicklungen, die in den letzten 10 Jahren bei den Weiterbildungsträgern festgestellt wurden, sind in den letzten 3 Jahren zunehmend auch bei den Trägern der beruflichen Rehabilitation zu beobachten, da auch hier die Ausschreibungspraxis und die Vergabe der Maßnahmen an Billig-Anbieter immer mehr um sich greift. 

4. Entwicklung im Bereich der Maßnahmen für Jugendliche 

Negative Auswirkungen der Hartz-Gesetze lassen sich insbesondere in den berufsvorbereitenden Maßnahmen (BvB) und in den Maßnahmen der Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtung (BaE) beobachten. 

Aufgrund der geübten Ausschreibungspraxis gewinnen in der Regel hier nur noch Bildungsträger Maßnahmen, die sich auf stetiges Preisdumping eingelassen haben. Immer schlechtere Arbeitsbedingungen der Kolleginnen und Kollegen und immer weiter fallende Entgelte sind die Folge. 

Das zeigt auch die Befragung „Gute Arbeit“ bei der DAA. Auf fällig war hier die wahrgenommene Zunahme der Arbeitsbelastung und -verdichtung im Vergleich zu den Kollegen in anderen Bildungsbereichen. 

In vielen Regionen wechseln alle zwei Jahre die Träger. Die Beschäftigten ziehen als „Maßnahme-Nomaden“ dann von einem Anbieter zum nächsten. Die Arbeitsbedingungen und Entlohnung werden dann in vielen Fällen schlechter. Die Qualität der Arbeit nimmt dabei stetig ab. Es ist kein offenes Geheimnis, dass zu den heutigen Bedingungen kaum noch eine Maßnahme sauber im Sinne der Verdingungsunterlagen und Vertragstreue durchgeführt werden kann. Die Anzahl der Jugend-Maßnahmen und die jeweiligen Teilnehmerzahlen werden abgesenkt, da anderen Maßnahmetypen, vor allem Kurzzeit-Maßnahmen und ESF-Lehrgänge nun der Vorzuggegeben wird. 

Der Übergang Schule-Beruf ist berechtigterweise in den politischen Fokus geraten. In der Entwicklung von Maßnahmen, zum Beispiel BEREB-BK, sind hier neben der BA auch das Bundesministerium für Bildung und Forschung sowie einzelne Landesbehörden beteiligt. Vieles hat hier noch Modellcharakter; langfristige Finanzierungen sind nicht gesichert. 

Die „ausbildungsbegleiten Hilfen“ leiden ebenfalls unter der derzeit gängigen Ausschreibungspraxis. 

In dem Maßnahmetypus der Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen (BAE), zeigt sich ein weiteres Hindernis, das gerade der primären Zielgruppe – lernbeeinträchtigte oder sozial benachteiligte Jugendliche – den Einstieg erschwert. Jungen Menschen im Hartz 4-Bezug kann der Übergang in die Ausbildung nur durch ein von dem Jobcenter zu gewährendes Darlehen gesichert werden. Bei z.B. vorhandener eigener Wohnung wirkt diese Vorgehensweise eher abschreckend und die Ausbildung wird nicht aufgenommen.


Forderungen 

Arbeitsmarktpolitik muss öffentlich-rechtliche Aufgabe bleiben, 

Aufwertung und Ausweitung der Qualifizierung als zentrales Arbeitsmarktpolitisches Instrument der aktives Arbeitsmarktpolitik, 

Bevorzugung abschlussbezogener Maßnahmen 
(Bindung an anerkannte Abschlüsse nach Berufsbildungsgesetz), 

Aktive Arbeitsmarktpolitik durch individuelle Förderung und (Wieder-) Einführung des Rechtsanspruchs auf Qualifizierung; 
Zur Begründung:

· nach wie vor sind ArbeitnehmerInnen ohne qualifizierten Berufsabschluss in einem erheblich höherem Maß von Arbeitslosigkeit bedroht bzw. arbeitslos, 

· eine umfassendere Grundqualifizierung ist noch immer die Basis für stabile Beschäftigung; sog. passgenaue Qualifikationen führen vielleicht noch zu einer schnellen Vermittlung, kaum aber zu einer stabilen, nachhaltigen Beschäftigung (die sog. passgenaue Qualifikation ist eher ein gern gepflegter Mythos),


Ausweitung der finanziellen Mittel für aktive Arbeitsmarktpolitik – zumindest auf das Niveau von 2009 (also vor den Kürzungsbeschlüssen der schwarz-gelben Bundesregierung im Juni 2010), 

Kostendeckende Finanzierung
· unter Berücksichtigung ausschließlich sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung auf dem Durchschnittsniveau von 2003 (also vor der von den Hartz-Gesetzen eingeleiteten großen Krise), 

· begründeter (und damit ausreichender) Stellenschlüssel,


Qualitätssicherung und Qualitätskontrolle
· unter strenger Berücksichtigung der Beschäftigungsbedingungen, 

· nachgewiesener Vor- und Nachbereitungszeiten, 

· nachgewiesener, regelmäßiger Weiterbildung der Beschäftigten,


Berücksichtigung sozialer Standards im Vergabeverfahren
· Bevorzugung bewährter Träger (Transparenz) und Ausschluss unseriöser Träger (negative Qualitätsbeurteilungen, Beurteilungen auch durch die Beschäftigten), 

· Festangestelltes sozialversicherungspflichtiges Personal, Honorarbeschäftigung als Ausnahme 

· die Existenz und Anwendung eines pädagogischen Gesamtkonzepts 

· eine Vertragsgestaltung mit angemessener Planungssicherheit und Laufzeit, 

· Berücksichtigung regionaler Verankerung, 

· Berücksichtigung gruppenspezifischer Konzepte.




Quelle: Bereich Weiterbildung im FB 5 von ver.di 

Dieses Papier stellt den gegenwärtigen Diskussionsstand des Bereichs Weiterbildung dar. Kritische Anmerkungen und Ergänzungen sind ausdrücklich gewünscht.
Zuerst veröffentlicht als Flugblatt des Bereichs Weiterbildung des FB 5 in ver.di, November 2013.
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Beschäftigungslage und Arbeitsbedingungen in der Weiterbildung
Folienvortrag von Prof. Rolf Dobischat von der Universität Duisburg Essen.
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Workshop 2 Arbeitsbedingungen in der Weiterbildung
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Ausschreibungspraxis / Perspektive der Vergabepolitik und die Auswirkungen auf die Qualität der Bildungsangebote
Folienvortrag von Norbert Köngeter, Leiter Einkauf Arbeitsmarktdienstleistungen bei der Bundesagentur für Arbeit
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Workshop 3 Ausschreibungspraxis
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Dokumentation der Fachtagung Weiterbildung





Unter dem Motto „10 Jahre Hartz-Gesetze: Was ist aus der beruflichen Weiterbildung geworden?“ suchte die diesjährige Fachtagung Antworten auf Fragen wie: Welche Qualität wird überhaupt von Weiterbildungsmaßnahmen erwartet; angesichts von Sparzwängen und zu nehmender Arbeitsverdichtung? Hat der Mindestlohn geholfen, Preisdumping und damit einhergehende schlechte Löhne in der SGB-geförderten Weiterbildung zu begrenzen?
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Einleitung





Eröffnung Tagung „10 Jahre Hartz-Gesetze: Was ist aus der beruflichen Weiterbildung geworden?“ am 13. November 2012











 





Wie verändert sich die Arbeitsmarktpolitik?





Denkanstöße zur aktiven Arbeitsmarktpolitik














Mindestlohn ist nicht gleich Lohn!





Mindestlohn ermöglicht keine Anwerbung von qualifiziertem Personal!





Frage: Wie bekommen wir für den niedrigen Lohn qualifiziertes Personal?





Ausweichen bei bestimmten Tätigkeiten auf Zulagen statt Tarifverträgen.





Lohnstillstand seit 20 Jahren!





Ausschreibungspraxis





Forderungen an die Ausgestaltung des Vergaberechts





Mögliche Regelungen im bisherigen Vergaberecht nutzen.





Klärung von echten Honorarverträgen zur Scheinselbstständigkeit





Ausschluss von Werkverträgen für Honorar im Vergaberecht.





Beschäftigungstypen





Prekär in DaF





Hohes Risiko, in einem Beschäftigungsfeld zu bleiben (Allgemeine – berufliche Weiterbildung)





Prekär trotz Festanstellung





Zusammenhang zum Lebensalter 


… bzw. Einstieg ins Berufsfeld





Durchschnittsalter 46 Jahre





Tarifverfall





Spaltung von Belegschaften





Interessenbündelung schwierig





Akademikerquote 70 – 80 %





Freiberufler oft abhängig





Einstieg wegen fehlender Alternative





Haupterwerb Freiberufler zwischen 5 – 70 Std./Woche





Verbleib wegen Idealismus





Arbeitsbedingungen





Arbeitsverdichtung





Negativer Effekt auf Qualität





Erforderlicher Autonomiegrad wird blockiert





Verschwimmende Tätigkeiten zwischen Verwaltung und pädagogischen Aufgaben





Druck wird durchgereicht





Zwingen zu Verstößen gegen Berufsethos





Aufgaben haben vielfach nichts mehr mit Bildung zu tun





Weiterer Forschungsbedarf





Befristete Beschäftigung sollte beforscht werden





Burnout! Gesundheit der Beschäftigten müsste weiter beforscht werden





Mit welchen differenzierten Zielgruppen arbeiten die Weiterbildner/innen





Kontinuierliches Berichtssystem erforderlich





Bitte an ver.di





Branchenspezifische Themen in ver.di b+b-Sminaren





Mehr Raum für tarifliche Forderungen auf Fachtagung





Handlungsmöglichkeiten





Berufsverband „Weiterbildner“ wäre notwendig





Gemeinsame Aktivitäten





Mehr Geschlossenheit dringend notwendig, nicht jede Einrichtung für sich alleine





Outputorientierung führt zu Qualitätsverlust





Gestaltung Arbeitsmarktdienstleistungen nach Hartz-Gesetzen





Vermittlungsmaßnahmen


Korrektur erfolgt





Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung verstärkt





Vergabeverfahren nach Hartz:


Unterschiedliche Preise


Keine Ergebniskontrolle





Woran den Erfolg einer Maßnahme messen?


Fällt der BA schwer





Warum Vergabeverfahren?





Transparenz Chancengleichheit





Systematisches Auswahlverfahren





Verlässliches Angebot





Zuwendungsrecht 


Spitze Abrechnung





Alternativ Bildungsgutschein





Auslastung


Geringe Teilnehmergrößen


Maßnahmen absagen





Wie findet der Teilnehmer den Bildungsträger?





Weniger Vergabe


Bessere Auslastung in FbW





§ 45


Strukturbedingte Arbeitslosigkeit





Individuelle Förderplanung


Umsetzung


Maßnahmeerfolg





Prüfung der Personalschlüssel





Personalschlüssel





Prüfung stichpunktartig


Maßnahmeentzug





BA: Expertenzirkel besprechen Maßnahmen


Forderung besteht in der Fläche nicht





Sind auf Professionen festgelegt Gesamtschlüssel?





Geringe Verstöße festgestellt





Qualifikationen ?


BA will höheren Schlüssel als Träger





Einzelerhebung


Wir brauchen das nicht! Reicht aus!





Nachweis Zusammenhang


Personalschlüssel





Maßnahmeerfolg





Änderungen Vergaberecht





Wie Abbildung der vergangenen Qualität?





Berufseinstiegsbegleiterausschreibung


Umsetzung





Mögliche Kriterien:


Eingliederungsquote


Vertragsstörungen





Bewertungsmatrix 2014: Keine wesentlichen Änderungen


Ab Sommer 2014





Rentenversicherung Unfallversicherung


Forderungsabgleich





Leistungshandbuch Dokumentationspflichten





Eignungsprüfung AZAV-Zulassung





Anforderungen über AZAV hinaus





Trägerprüfung


Maßnahmeprüfung





Auftragsschätzwert


Kalkulation offenlegen





Preisverhandlung





Preisvorgaben





Kleiner Mindestlohn


Ausschluss





Über Budget


Ggfs. Nachverhandlung/Auflösung





Messung schwer!


Vorschlag?





Teilerfolge 


Indirekte Erfolge


Keine Erfolge ?





Zuschlag nur über den Preis





Fordert fest angestelltes Personal





Konzeptqualität ?


Vergangene Leistungen





Bei flexiblem Auftragsvolumen weniger





Fachliche Bewertung „vor Ort“ >85 %


regional





Preis erst im letzten Schritt





Bisher Verbot von Bonuspunkten aus bereits Geleistetem





Jetzt 25 % Berücksichtigung





Welche Kriterien?





Dokumentationsaufwand 40 %





BA: Was nötig für den Prozess ist





Schritte mit den Teilnehmern dokumentieren





Prüfdienste


Anweisungen 


Umsetzungen





BA – Forderungen


QM - Systeme





Operativer Service





Vergabe erst 4 Wochen vor Beginn





Verunsicherung der Mitarbeiter





Befristungen laufen aus


Qualifizierung nicht möglich





Interesse der BA/Jobcenter vor Ort


Bedarfsabschätzung möglichst spät





Forderung: 3 – 4 Monate vorher





Wie finanziere ich die vergebenen Maßnahmen?





Welche Parameter? 


Wie ist zu kalkulieren





Preisdumping durch Vergabeverfahren





Individuelle Konzepte kosten Geld!


Bezahlung?





Punkten über gutes Konzept


Höherer Preis





Reha-Teilnehmer





BaE-Teilnehmer


Defizitansatz
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